
Bei blatt zur Parlamentskorrcsponder!!. la.Juli 1952 

Anfrage 

der Abg.C zer n e t z, S t ras 5 e r, D r a X 1 e r, P l' e u ß 1 e r, 

T r u p p e und Genossen 

an die Bundesminister für Inneres und für Justiz, 

betreffend die Anwerbung österreiohischer St aatsangehariger für fremde 
Mi 11 tärdi ens te. 

-.-.-.-
Die Besatzungstläahte in Österreich halten esf'ür notwendig~ aster­

~eiohisohe Staatsangehörige für ihre Spionagedienste und Militärabte!lunoi. 

gen auf dem Gebiete der 6stei'reichischen Republik anzuwerben. Insbesondere . . 

die franz8sisohe Besatzungsmaoht unterhält in eine,rReihe ös;tetrei<llrlsoher 
Stä,dte Werbebüros für ihre Fremdenlegion. Ihre Agenten scheuen nicht 

davor zurUok, Minderjährige für den Kolonialdienst in der Fremdenlegion 
anzuwerben. Diese Umtrieb,e der fremden Agenten und i~er österreichischen 

Itelf'ershelfer führen zu einer dauernden sohweren Beunruhigung der 
6sterreichischen Bev6lkerung. 

Die Anwerbung von österreiChischen Staatsangehörigen für fremde 
Militärabtei lungen und Spionagedienste, noch dazu auf 6sterreichischem 

Boden, stellt ausserde!p. eine 'B'ohwere Mi ssaohtung der ISst erreichi sehen 

Souverän! tät dar. .• t . his h os ,erre~o c e 
Die friedliebendejBevölkerung will wissen, welches Ausrnass diese 

Umtriebe del:' Agenten, der Besatzungsmächte in österreich habeno Sie ver­

langt energische,Ma.ssnahmen gegen die verbreoherisohe Teilnahme 5sterrei­

chis eher Staatsbürger an den militärischen Werbungen fremder Mäohte auf , . . 
8sterreichisohem Boden. 

Aus diesem Grunde 5t ellen die unterzeiohneten 'Abgeordneten an den 

Hel'rn. Bund.esminister für Inneres und den Herrn Bundesmini ster für Justiz 

die naohstehenden 

A n fra g e "n: 

1.) Ist der Herr Bundesminister :f"urlnneres bereit J dem Nat ionalrat mi t­

zuteilen, welches Ausmass die Werbungen der Besatzungsmächte für ihre 
- en, K ? 

Spionagedienste und Fremdenlegion auf dem Gebiete u5terreiohs haben 

2.) Ist der Herr Bunde sminis t er für Jus ti z bereit, -dem Nat ionalra.t den Ent­

wurf fUr ein Bundesgesetz vorzulegen, das die Anwerbung 5sterreichisoher 

Staatsbürger für fremde ~litärdienste verbietet und unter schwere Strafe 

stellt ? -.-.-.-.-
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